
Gesetzblatt Teil II Nr. 1 — Ausgabetag: 11. Januar 1980 9

wegen der Strafsache, die den Gegenstand des Verfahrens bil­
det, strafrechtlich verfolgt oder in Haft genommen werden.

(2) Ein Zeuge oder Sachverständiger verliert den nach Ab­
satz 1 vorgesehenen Schutz, wenn er das Territorium des ersu­
chenden Vertragsstaates nicht binnen 7 Tagen, von dem Tage 
an gerechnet, an dem ihm mitgeteilt wurde, daß seine Anwe­
senheit nicht mehr erforderlich ist, verlassen hat. In diese Frist 
wird die Zeit nicht eingerechnet, während der der Zeuge oder 
Sachverständige nicht die Möglichkeit hatte, das Territorium 
dieses Vertragsstaates aus nicht von seinem Willen abhängigen 
Gründen zu verlassen.

(3) Die geladenen Personen haben das Recht auf Erstattung 
ihrer Reise- und Aufenthaltskosten und ihres Lohnausfalls, 
Sachverständige haben daneben Anspruch auf ein Gutachter- 
hbnorar. In der Ladung wird angegeben, auf welche Vergütung 
die geladenen Personen Anspruch haben; auf Antrag wird 
ihnen vom zuständigen Organ des ersuchenden Vertragsstaa­
tes ein Vorschuß zur Deckung der betreffenden Kosten gezahlt.

(4) Die geladene Person ist nicht verpflichtet, der Ladung 
-Folge zu leisten. Die Ladung darf keine Androhung von 
Zwangsmaßnahmen für den Fall enthalten, daß der Ladung 
nicht Folge geleistet wird.

(5) Werden Zeugen oder Sachverständige geladen, die sich 
auf dem Territorium des ersuchten Vertragsstaates in Haft 
befinden, können die im Artikel 60 genannten Organe die 
Überführung dieser Personen unter der Bedingung anordnen, 
daß sie in Haft gehalten und nach ihrer Vernehmung bald­
möglichst zurückgeführt werden.

A b s c h n i t t  2 

Übernahme der Strafverfolgung

Artikel 54
Verpflichtung zur Übernahme der Strafverfolgung

(1) Jeder Vertragsstaat führt auf Ersuchen des anderen Ver­
tragsstaates die Strafverfolgung nach seinen Gesetzen gegen 
eigene Staatsbürger durch, die verdächtig sind, auf dem Ter­
ritorium des ersuchenden Vertragsstaates eine Straftat began­
gen zu haben.

(2) Die Verpflichtung zur Übernahme der Verfolgung er­
streckt sich auch auf solche Rechtsverletzungen, die nach den 
Gesetzen des ersuchenden Vertragsstaates als eine Straftat und 
nach den Gesetzen des ersuchten Vertragsstaates nur als eine 
Verfehlung oder Ordnungswidrigkeit zu würdigen und nach 
den Gesetzen des ersuchten Vertragsstaates verfolgbar sind.

(3) Anträge auf Strafverfolgung, die von den Geschädigten 
in Übereinstimmung mit den Gesetzen des einen Vertragsstaa­
tes bei den zuständigen Organen des ersuchenden Vertrags­
staates frist- und formgerecht eingereicht wurden, sind auch 
auf dem Territorium des anderen Vertragsstaates wirksam.

(4) Ergeben sich aus der Straftat, die dem übernommenen 
Verfahren zugrunde liegt, Schadenersatzansprüche geschädig­
ter Personen und wurden entsprechende Anträge auf Schaden­
ersatz gestellt, werden diese auf Verlangen der Geschädigten 
in das Verfahren einbezogen.

Artikel 55 
Inhalt des Ersuchens

(1) Dem Ersuchen um Übernahme der Strafverfolgung wer­
den beigefügt:
1. Angaben zur Person, einschließlich der Staatsbürgerschaft;
2. eine Darstellung des Sachverhalts;
3. Beweismittel;
4. die Akten in Urschrift oder in beglaubigter Abschrift;

5. eine Abschrift der Bestimmungen, die nach den am Tatort 
geltenden Gesetzen auf die Tat anwendbar sind;

6. Anträge auf Strafverfolgung und auf Schadenersatz.

(2) Auf Anforderung des ersuchten Vertragsstaates übermit­
telt der andere Vertragsstaat zusätzliche Beweise.

(3) Befindet sich der Beschuldigte zur Zeit des Ersuchens um 
Übernahme der Strafverfolgung in Untersuchungshaft, wird 
seine Rückführung auf das Territorium des ersuchten Ver­
tragsstaates veranlaßt.

(4) Der ersuchte Vertragsstaat benachrichtigt den ersuchen­
den Vertragsstaat über die abschließende Entscheidung. Auf 
Anforderung des ersuchenden Vertragsstaates ist eine Ausfer­
tigung dieser Entscheidung zu übersenden.

A b s c h n i t t  3 
Auslieferung

Artikel 56 
Verpflichtung zur Auslieferung

Die Vertragsstaaten liefern einander entsprechend den Be­
stimmungen dieses Vertrages auf Ersuchen solche Personen 
aus, die sich auf ihrem Territorium befinden und gegen die 
eine Strafverfolgung durchgeführt oder eine Strafe vollzogen 
werden soll.

Artikel 57 
Auslieferungsstraftaten

(1) Die Auslieferung zum Zweck der Durchführung eines 
Strafverfahrens erfolgt nur wegen solcher Handlungen, die 
nach den Gesetzen beider Vertragsstaaten mit einer Freiheits­
strafe von mindestens einem Jahr oder mit einer höheren 
Strafe bedroht sind.

(2) Die Auslieferung zum Zweck des Vollzugs einer Strafe 
erfolgt nur wegen solcher Handlungen, die nach den Gesetzen 
beider Vertragsstaaten strafbar sind und wenn die betref­
fende Person zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem 
Jahr verurteilt worden ist.

Artikel 58 
Ablehnung der Auslieferung

(1) Die Auslieferung erfolgt nicht, wenn
1. die Person, um deren Auslieferung ersucht wird, Bürger 

des ersuchten Vertragsstaates ist;
2. die Straftat auf dem Territorium des ersuchten Vertrags­

staates begangen wurde;
3. nach den Gesetzen des ersuchten Vertragsstaates ein 

Strafverfahren nicht durchgeführt oder das Urteil infolge 
von Verjährung oder aus einem anderen gesetzlichen 
Grund nicht vollstreckt werden darf;

4. die Auslieferung nach den Gesetzen eines der Vertrags­
staaten nicht zulässig ist;

5. gegen die Person, um deren Auslieferung ersucht wird, 
bereits auf dem Territorium des ersuchten Vertragsstaa­
tes in der gleichen Strafsache ein rechtskräftiges Urteil 
ergangen ist oder das Verfahren endgültig eingestellt 
wurde;

6. die Straftat nach den Gesetzen eines der Vertragsstaaten 
auf Antrag des Geschädigten verfolgbar ist.

(2) Erfolgt die Auslieferung nicht, setzt der ersuchte Ver­
tragsstaat hiervon den ersuchenden Vertragsstaat unter An­
gabe der Gründe für die Ablehnung der Auslieferung in 
Kenntnis.
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